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„§ 13 a
(1) In leichten Fällen können Handlungen ge­

mäß § 13 Abs. 1 als Ordnungswidrigkeiten mit 
Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M 
belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafver­
fahrens obliegt dem Minister der Finanzen so­
wie den Vorsitzenden und den sachlich zustän­
digen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der 
Bezirke und Kreise.

(3) Für die Durchführung des Ordnungsstraf­
verfahrens und den Ausspruch von Ordnungs­
strafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 
1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkei­
ten - OWG - (GBl. I S. 101).“

1956

14. § 11 des Brandschutzgesetzes vom 18. Januar 1956 
(GBl. I S. 110) erhält folgende Fassung:

„§ И
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Ge­

setzes erlassenen Bestimmungen über den 
Brandschutz zuwiderhandelt

b) den Verfügungen der zentralen Brandschutz­
organe nicht oder nur ungenügend Folge leistet 
oder ihre Verwirklichung erschwert oder ver­
hindert

c) den zur Bekämpfung eines Brandes oder zur 
Beseitigung eines brandgefährlichen Zustandes 
erforderlichen Pflichten zuwiderhandelt

d) entgegen den Anordnungen der zentralen Brand­
schutzorgane gesperrte Anlagen in Gebrauch 
nimmt

e) durch Handlungen einen Brand verursacht, 
durch den eine geringe Gefährdung von Men­
schen oder Sachwerten eintrat

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden.

(2) Ebenso kann zur Verantwortung gezogen wer­
den, wer vorsätzlich
a) die Durchführung von Brandschutzkontrollen er­

schwert oder verhindert

b) den Aufforderungen zur Beseitigung von Män­
geln im Brandschutz nicht oder nur ungenügend 
Folge leistet oder ihre Verwirklichung erschwert 
oder verhindert

c) Einrichtungen oder Geräte, die der Verhütung, 
Bekämpfung oder Untersuchung von Bränden 
dienen oder bestimmt sind, Gefahren anzuzei­
gen, beschädigt, entfernt oder ihre Benutzung 
auf andere Weise erschwert oder verhindert.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens obliegt den Leitern der Dienststellen der Deut­
schen Volkspolizei, bei Rechtsverletzungen gemäß 
Abs. 2 auch den Vorsitzenden oder sachlich zustän­
digen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der 
Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemeinden.

(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten ge­
mäß Absätzen 1 und 2 sind die dazu ermächtigten 
Angehörigen der zentralen Brandschutzorgane oder 
der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Verwar­
nung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 
10 M auszusprechen.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafver­
fahrens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaß­
nahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur 
Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — 
(GBl. I S. 101).“

15. a) Die §§ 19 und 20 des Devisengesetzes vom 8. Fe­
bruar 1956 (GBl. I S. 321) erhalten folgende Fassung-:

„Straf-, Ordnungsstraf- und Schlußbestimmungen

§ 19

(1) Wer vorsätzlich

1. ohne Genehmigung oder Anmeldung oder 
entgegen den Bedingungen einer Genehmi­
gung Devisenwerte im Inland oder Ausland 
besitzt

2. ohne Genehmigung oder entgegen den Be­
dingungen einer Genehmigung einen Devisen­
wertumlauf veranlaßt oder durchführt

3. Devisenwerte an der Zoll- oder Staatsgrenze 
der Devisenkontrolle vorenthält

wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verur­
teilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren bestreift.

(2) In schweren Fällen wird der Täter mit 
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren bestraft. Ein 
schwerer Fall liegt insbesondere vor, wenn
1. der Täter sich oder einem anderen einen be­

deutenden Vermögensvorteil verschafft hat
2. die Valutawirtschaft oder der Geldumlauf 

der Deutschen Demokratischen Republik im 
bedeutenden Umfang beeinträchtigt wurde

3. zur Durchführung der Tat gewerbliche oder 
berufliche Möglichkeiten gröblich mißbraucht 
wurden

4. an der Tat mehrere mitwirkten, die sich zur 
wiederholten Begehung von Straftaten gegen 
dieses Gesetz zusammengeschlossen hatten

5. der Täter bereits wegen einer Straftat gemäß 
Abs. 1 bestraft worden ist.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Wer die Tat nach Abs. 1 fahrlässig begeht 
und dadurch die Valutawirtschaft oder den 
Geldumlauf der Deutschen Demokratischen Re­
publik erheblich beeinträchtigt, wird mit öffent­
lichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Be­
währung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft.

§20
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig eine Hand­

lung nach § 19 Abs. 1 begeht und dadurch den


